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Der u.a. für das Bank- und Kapitalmarktrecht zuständige XI. Zivilsenat des BGH hat mit Urteilen vom 9.7.2024 im Rahmen von

zwei Musterfeststellungsklagen über die Revisionen von Verbraucherschutzverbänden gegen die Musterfeststellungsurteile des

OLG Dresden vom 22.3.2023 und des OLG Naumburg vom 8.2.2023 über den Referenzzins für Zinsanpassungen in Prämienspar-

verträgen entschieden (vgl. PM BGH Nr. 143/2024 vom gleichen Tag). Die Musterkläger wollten mit der Revision insbesondere

die Feststellung erreichen, dass die Zinsanpassungen auf der Grundlage von gleitenden Durchschnittswerten der letzten zehn

Jahre der Umlaufsrenditen inländischer Hypothekenpfandbriefe mit einer garantierten Restlaufzeit von zehn Jahren (Zeitreihe

der Deutschen Bundesbank mit der ehemaligen Kennung WX4260) vorzunehmen seien. Der BGH hat beide Revisionen zurück-

gewiesen und entschieden, dass die in den Prämiensparverträgen infolge der Unwirksamkeit der Zinsanpassungsklauseln ent-

standene Regelungslücke durch ergänzende Vertragsauslegung nach §§ 133, 157 BGB zu schließen sei. Die OLG hätten jeweils

rechtsfehlerfrei angenommen, dass der danach zu bestimmende Referenzzins nicht nach der Methode gleitender Durchschnitte

zu berechnen ist. Denn Sparer wären bei Anwendung der sog. Gleitzinsmethode entgegen ihrer Erwartung bereits im Zeitpunkt

des Vertragsschlusses überwiegend an die Zinsentwicklung zurückliegender Jahre gebunden, da künftige Zinsänderungen in

denmaßgeblichen Durchschnittszins nur entsprechend ihrem Zeitanteil einfließen. Sparer vergleichen im Rahmen ihrer Anlage-

entscheidung bei der maßgebenden objektiv-generalisierenden Sicht den ihnen angebotenen variablen Zins mit dem gegen-

wärtigen durchschnittlichen Marktzins und nicht mit einem Zins, der aus überwiegend in der Vergangenheit liegenden Zinsen

berechnet wird. Beide OLG seien außerdem zutreffend davon ausgegangen, dass die Umlaufsrenditen von Hypothekenpfand-

briefen (Zeitreihe WX4260) als Referenzzins für die variable Verzinsung risikoloser Spareinlagen nicht in Betracht kommen (wird

ausgeführt, vgl. auch die ausführliche Meldung in diesem Wochenüberblick auf S. 1666). Die von den OLG als Referenzzins he-

rangezogenen Umlaufsrenditen inländischer Bundeswertpapiere mit Restlaufzeiten von über 8 bis 15 Jahren (Zeitreihe

WU9554) genügten den Anforderungen, die im Rahmen der ergänzenden Vertragsauslegung an einen Referenzzins für die varia-

ble Verzinsung der Sparverträge zu stellen sind.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Hypothekendarlehen – Kontrolle der

Transparenz von Mindestzinssatzklauseln

im Rahmen einer Verbandsklage möglich

1. Art. 4 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 3 der Richtlinie

93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über

missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträ-

gen sind dahin auszulegen, dass sie es einem

nationalen Gericht erlauben, die Kontrolle der

Transparenz einer Vertragsklausel im Rahmen ei-

ner Verbandsklage vorzunehmen, die sich gegen

zahlreiche Gewerbetreibende desselben Wirt-

schaftssektors richtet und eine Vielzahl von Ver-

trägen betrifft, sofern diese Verträge die gleiche

Klausel oder ähnliche Klauseln enthalten.

2. Art. 4 Abs. 2 und Art. 7 Abs. 3 der Richtlinie

93/13 sind dahin auszulegen, dass sie es einem

nationalen Gericht, das mit einer Verbandsklage

befasst ist, die sich gegen zahlreiche Gewerbe-

treibende desselben Wirtschaftssektors richtet

und eine Vielzahl von Verträgen betrifft, erlau-

ben, die Kontrolle der Transparenz einer Ver-

tragsklausel auf der Grundlage der Wahrneh-

mung eines normal informierten und angemes-

sen aufmerksamen sowie verständigen Durch-

schnittsverbrauchers vorzunehmen, wenn sich

diese Verträge an spezifische Verbrauchergrup-

pen richten und die Klausel über einen sehr lan-

gen Zeitraum hinweg verwendet wurde. Hat sich

jedoch während dieses Zeitraums die Gesamt-

wahrnehmung des Durchschnittsverbrauchers in

Bezug auf diese Klausel aufgrund des Eintretens

eines objektiven Ereignisses oder einer allgemein

bekannten Tatsache geändert, hindert die Richt-

linie 93/13 das nationale Gericht nicht daran,

diese Kontrolle unter Berücksichtigung der Ent-

wicklung der Wahrnehmung des Durchschnitts-

verbrauchers vorzunehmen, wobei die zum

Zeitpunkt des Abschlusses eines Hypothekendar-

lehensvertrags bestehende Wahrnehmung maß-

geblich ist.

EuGH, Urteil vom 4.7.2024 – C-450/22
(Tenor)

 Die Entscheidung wird demnächst mit einem

Kommentar von Schultze-Moderow/Lasthaus ver-

öffentlicht.

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1665-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Schadensort bei wirtschaftlicher Ein-

heit von Mutter- und Tochtergesellschaft

Art. 7 Nr. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012

des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 12. Dezember 2012 über die gerichtliche

Zuständigkeit und die Anerkennung und Voll-

streckung von Entscheidungen in Zivil- und Han-

delssachen ist dahin auszulegen, dass die Wen-

dung „Ort, an dem das schädigende Ereignis

eingetreten ist“ nicht den Sitz der Muttergesell-

schaft umfasst, wenn diese eine Klage auf Ersatz

von Schäden erhebt, die ausschließlich ihren

Tochtergesellschaften durch das wettbewerbs-

widrige Verhalten eines Dritten, das eine Zuwi-

derhandlung gegen Art. 101 AEUV darstellt, ent-

standen sind; dies gilt auch dann, wenn geltend

gemacht wird, dass die Muttergesellschaft und

ihre Tochtergesellschaften derselben wirtschaft-

lichen Einheit angehörten.

EuGH, Urteil vom 4.7.2024 – C-425/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1665-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: klimaneutral

a) Für die Frage, ob eine Werbung mit Umwelt-

schutzbegriffen (hier: „klimaneutral“) und -zei-

chen irreführend ist, gelten – wie für gesund-

heitsbezogene Werbung – strenge Anforderun-

gen an die Richtigkeit, Eindeutigkeit und Klar-

heit der Werbeaussagen (Fortführung von BGH,

Urteil vom 20. Oktober 1988 – I ZR 219/87,

BGHZ 105, 277 [juris Rn. 14] – Umweltengel;

Urteil vom 20. Oktober 1988 – I ZR 238/87,

GRUR 1991, 546 [juris Rn. 26] = WRP 1989,

163 – Aus Altpapier; Urteil vom 4. Oktober

1990 – I ZR 39/89, GRUR 1991, 550 [juris

Rn. 13] = WRP 1991, 159 – Zaunlasur; Urteil

vom 14. Dezember 1995 – I ZR 213/93, GRUR

1996, 367 [juris Rn. 33 f.] = WRP 1996, 290 –

Umweltfreundliches Bauen; Urteil vom 23. Mai

1996 – I ZR 76/94, GRUR 1996, 985 [juris

Rn. 17] = WRP 1996, 1156 – PVC-frei).

b) Aus dem gesteigerten Aufklärungsbedürf-

nis der angesprochenen Verkehrskreise über

Bedeutung und Inhalt umweltbezogener An-

gaben folgt, dass an die zur Vermeidung ei-

ner Irreführung erforderlichen aufklärenden

Hinweise strenge Anforderungen zu stellen

sind. Diese Anforderungen werden bei einer

Werbung, die einen mehrdeutigen umwelt-

bezogenen Begriff verwendet, regelmäßig

nur dann erfüllt sein, wenn bereits in der

Werbung selbst eindeutig und klar erläutert

wird, welche konkrete Bedeutung maßgeb-

lich ist.
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